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zur Anderung einiger Beſtim mungen des Strafgeſetzbuches. 
Vom 29. Auguſt 1935. 
Auf Grund des 8 1 Ziffer 9, 28 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Rechtsſchöpfung durch entſprechende Anwendung der Strafgeſetze 


Die SS 2 und 2a des Strafgeſetzbuchs erhalten folgende Faſſung: 
8 2 
Beſtraft wird, wer eine Tat begeht, die das Geſetz für ſtrafbar erklärt oder die nach dem 
Grundgedanken eines Strafgeſetzes und nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient. Findet 
auf die Tat kein beſtimmtes Strafgeſetz unmittelbar Anwendung, ſo wird die Tat nach dem 
Geſetz beſtraft, deſſen Grundgedanke auf ſie am beſten zutrifft. 


8 2 a 

Die Strafbarkeit einer Tat und die Strafe beſtimmen ſich nach dem Recht, das zur Zeit der 
Tat gilt. 

Gilt zur Zeit der Entſcheidung ein milderes Geſetz als zur Zeit der Tat, ſo kann das mildere 
Geſetz angewandt werden; iſt die Tat zur Zeit der Entſcheidung nicht mehr mit Strafe bedroht, 
ſo kann die Beſtrafung unterbleiben. 

Ein Geſetz, das nur für eine beſtimmte Zeit erlaſſen iſt, iſt auf die während ſeiner Geltung 
begangenen Straftaten auch dann anzuwenden, wenn es außer Kraft getreten iſt. 

Über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung iſt nach dem Geſetz zu entſcheiden, das zur 
Zeit der Entſcheidung gilt. 

Artikel II 
Verhütung ungerechter Freiſprechungen durch Zulaſſung der Wahlfeſtſtellung 
Hinter $ 2a des Stltafgeſetzbuchs wird als $ 2b folgende Vorſchrift eingefügt: 
8 2b 

Steht feſt, daß jemand gegen eines von mehreren Strafgeſetzen verſtoßen hat, iſt aber eine 

Tatfeſtſtellung nur wahlweiſe möglich, ſo iſt der Täter aus dem mildeſten Geſetz zu beſtrafen. 


Artikel III 
Gefährdung des Eiſenbahnverkehrs, der Schiffahrt oder der Luftfahrt 


1. Die 88 315 und 316 des Strafgeſetzbuchs erhalten folgende Faſſung: 
8 315 
Wer die Sicherheit des Betriebs einer Eiſenbahn oder Schwebebahn, der Schiffahrt oder 
der Luftfahrt durch Beſchädigen, Zerſtören oder Beſeitigen von Anlagen oder Beförderungsmitteln, 
durch Bereiten von Hinderniſſen, durch falſche Zeichen oder Signale oder durch ähnliche Eingriffe 
oder durch eine an Gefährlichkeit einem ſolchen Eingriff gleichkommende pflichtwidrige Unter⸗ 
laſſung beeinträchtigt und dadurch eine Gemeingefahr herbeigeführt, wird mit Zuchthaus bis zu 
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zehn Schten beſtraft. In beſonders ſchweren Fällen iſt auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder 
auf lebenslanges Zuchthaus oder auf Todesſtrafe zu erkennen. 

Wer auf ſolche Weiſe die Sicherheit des Betriebs einer Straßenbahn beeinträchtigt und 
dadurch eine Gemeingefahr herbeiführt, wird mit Gefängnis beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren. 

Gemeingefahr bedeutet eine Gefahr für Leib oder Leben, ſei es auch nur eines einzelnen 
Menſchen, oder für bedeutende Sachwerte, die in fremdem Eigentum ſtehen oder deren Vernichtung 
gegen das Gemeinwohl verſtößt. 


8 316 

Wer fahrläſſig eine der im § 315 Abſ. 1 bezeichneten Taten begeht, wird mit Gefängnis 
nicht unter einem Monat beſtraft. 

Wer fahrläſſig eine der im § 315 Abſ. 2 bezeichneten Taten begeht, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
. Die $$ 319, 320, 322 und 323 des Strafgeſetzbuchs werden geſtrichen. 
. Im 8 321 des Strafgeſetzbuchs werden die Worte „oder in ſchiffbaren Strömen, Flüſſen oder 
Kanälen das Fahrwaſſer ſtört“ geſtrichen. 
. Der $ 33 des Luftverkehrsgeſetzes vom 9. Juni 1926 (G. Bl. S. 191) wird geſtrichen. 


Artikel IV 
Unzucht zwiſchen Männern 


. $ 175 des Strafgeſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
Ss 175 
Ein Mann, der mit einem anderen Mann Unzucht treibt oder fih von ihm zur Unzucht 
mißbrauchen läßt, wird mit Gefängnis beſtraft. 
Bei einem Beteiligten, der zur Zeit der Tat noch nicht einundzwanzig Jahre alt war, kann 
das Gericht in beſonders leichten Fällen von Strafe abſehen. 
. Hinter $ 175 des Strafgeſetzbuchs wird als $ 175 a folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 175 a 
Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildernden Umſtänden mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten wird beſtraft: 

1. ein Mann, der einen anderen Mann mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben nötigt, mit ihm Unzucht zu treiben oder ſich von ihm zur 
Unzucht mißbrauchen zu laſſen; 

2. ein Mann, der einen anderen Mann unter Mißbrauch einer durch ein Dienſt-, Arbeits- oder 
Unterordnungsverhältnis begründeten Abhängigkeit beſtimmt, mit ihm Unzucht zu treiben 
oder ſich von ihm zur Unzucht mißbrauchen zu laſſen; 

3. ein Mann über einundzwanzig Jahre, der eine männliche Perſon unter einundzwanzig Jahren 
verführt, mit ihm Unzucht zu treiben oder ſich von ihm zur Unzucht mißbrauchen zu laſſen; 

4. ein Mann, der gewerbsmäßig mit Männern Unzucht treibt oder von Männern ſich zur 
Unzucht mißbrauchen läßt oder ſich dazu anbietet. 

Der bisherige $ 175 des Strafgeſetzbuchs wird unter Streichung der Worte „zwiſchen Perſonen 
männlichen Geſchlechts oder“ als § 175 b eingefügt. 


Artikel V 
Schutz vor Waldbränden 
. Hinter $ 310 des Strafgeſetzbuchs wird als § 310 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 310 a 
Wer Wald-, Heide- oder Moorflächen durch verbotenes Rauchen oder Anzünden von Feuer, 
durch ungenügende Beaufſichtigung angezündeten Feuers, durch Fortwerfen brennender oder glim— 
mender Gegenſtände oder in ſonſtiger Weiſe in Brandgefahr bringt, wird mit Gefängnis bis zu 
3 Monaten und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
Im 8 310 des Strafgeſetzbuchs werden die Worte „tritt Straflosigkeit ein“ durch die Worte erſetzt 
„wird er nicht wegen Brandſtiftung beſtraft“. 
Im 8 368 Nr. 6 des Strafgeſetzbuchs werden = Worte „an gefährlichen Stellen in Wäldern oder 
Heiden, oder“ geſtrichen. 
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i Artikel VI i 2 
Automatenmißbrauch, Erſchleichen freien Eintritts Bi 


Hinter $ 265 des Strafgeſetzbuchs wird als § 265 a folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 265 a 
Wer die Leiſtung eines Automaten, die Beförderung durch ein Verkehrsmittel oder den 
Zutritt zu einer Veranſtaltung oder einer Einrichtung in der Abſicht erſchleicht, das Entgelt nicht 
zu entrichten, wird, ſoweit die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit ſchwererer Strafe bedroht 
iſt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


Artikel VII 
5 Anterlaſſene Hilfeleiſtung 
1. Hinter $ 330 b des Strafgeſetzbuchs wird als $ 330 c folgende Vorſchrift eingefügt: 
Ss 330 0 
Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leiſtet, obwohl dies nach 
geſundem Volksempfinden ſeine Pflicht iſt, insbeſondere wer der polizeilichen Aufforderung zur 
Hilfeleiſtung nicht nachkommt, obwohl er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr und 
ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten genügen kann, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
2. Im 8 360 Abſ. 1 des Strafgeſetzbuchs wird die Nr. 10 geſtrichen. 


Artikel VIII 
Verſtärkter Schutz der Jagd und Fiſcherei 
1. Die $$ 292 bis 296 des Strafgeſetzbuchs werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


5 8 292 

Wer unter Verletzung fremden Jagdrechts dem Wilde nachſtellt, es fängt, erlegt oder ſich a 
zueignet, oder eine Sache, die dem Jagdrecht unterlegt, ſich zueignet, beſchädigt oder zerſtört, wird 
mit Gefängnis beſtraft. 

In beſonders ſchweren Fällen, insbeſondere wenn die Tat zur Nachtzeit, in der Schonzeit, 
unter Anwendung von Schlingen oder in anderer nicht weidmänniſcher Weiſe oder von mehreren 
mit Schußwaffen ausgerüſteten Tätern gemeinſam begangen wird, iſt auf Gefänngis nicht unter 
drei Monaten zu erkennen. S 

Wer die Tat gewerbs- oder gewohnheitsmäßig begeht, wird mit Gefängnis nicht unter Be 
drei Monaten, in bejonders ſchweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. N 

8 293 N 2 

Wer unter Verletzung fremden Fiſchereirechts fiſcht oder eine Sache, die dem Fiſchereirecht Br 
unterliegt, ſich zueignet, beſchädigt oder zerſtört, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit 2 
Geldſtrafe beſtraft. f a 

In beſonders ſchweren Fällen, insbeſondere, wenn die Tat zur Nachtzeit, in der Schonzeit Ir 
oder unter Anwendung ſchädlicher oder explosiver Stoffe begangen wird, iſt auf Gefängnis nicht 
unter einem Monat zu erkennen. 3 

Wer die Tat gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßig begeht, wird mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten beſtraft. 
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§ 294 
In den Fällen des $ 292 Abſ. 1 und des $ 293 Abſ. 1 wird die Tat nur auf Antrag des 
Verletzten verfolgt, wenn ſie von einem Angehörigen oder an einem Orte begangen worden iſt, 
wo der Täter die Jagd oder die Fiſcherei in beſchränktem Umfang ausüben durfte. 


8 295 
Jagd- oder Fiſchereigeräte, Hunde oder andere Tiere, die der Täter oder ein Teilnehmer 
zur Jagd oder Fiſcherei bei ſich geführt oder verwendet hat, ſind einzuziehen, auch wenn ſie keinem 
von ihnen gehören. 
Von der Einziehung kann abgeſehen werden, wenn die Sache ohne Schuld des Eigentümers 
zur Tat benutzt worden iſt oder die Einziehung eine unbillige Härte für den Betroffenen bedeuten 
würde. 


N 
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§ 296 

Wer Jagdgerät oder Fiſchereigerät in Beſitz oder Gewahrſam hat oder von einem anderen 
für ſich verwahren läßt, nachdem er wegen gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßiger Wilderei ($ 292 
Abſ. 3, § 293 Abſ. 3) oder mehr als einmal wegen Wilderei ($ 292 Abſ. 1, 2, $ 293 Abſ. 1, 2) 
rechtskräftig verurteilt worden iſt, wird mit Gefängnis beſtraft, ſofern ſich nicht aus den Umſtänden 
ergibt, daß das Gerät nicht zur Verwendung bei der Wilderei beſtimmt iſt. 

Wer Jagd- oder Fiſchereigerät für einen anderen in Verwahrung nimmt oder einem anderen 
überläßt, obwohl er weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß das Gerät zur Ver⸗ 
wendung bei der Wilderei beſtimmt iſt, wird, ſofern die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit 
ſchwererer Strafe bedroht iſt, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Das Jagd- oder Fiſchereigerät iſt einzuziehen, auch wenn es dem Täter nicht gehört. 

§ 245 a Abſ. 4 gilt entſprechend. 

. Im $ 117 Abſ. 1 des Strafgeſetzbuchs werden die Worte „Forſt⸗ oder Jagdbeamten, einem 
Waldeigentümer, Forſt⸗ oder Jagdberechtigten“ durch die Worte „Forſt⸗, Jagd⸗ oder Fiſcherei⸗ 
beamten, dem Eigentümer eines Waldes oder eines Fiſchgewäſſers, einem Forſt⸗ oder Fiſcherei⸗ 
berechtigten, einem Jagd- oder Fiſchereiausübungsberechtigten“ erſetzt. 
. Sm 8 368 des Strafgeſetzbuchs erhält die Nr. 10 folgende Faſſung: 
10. wer zur Jagd ausgerüſtet unbefugt ein fremdes Jagdgebiet außerhalb der zum allgemeinen 
Gebrauch beſtimmten Wege betritt; 
. Sm 8 368 des Strafgeſetzbuchs wird hinter Nr. 10 als Nr. 10 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
10a. wer ſich mit gebrauchsfertigem Fiſchereigerät unbefugt auf fremden Fiſchgewäſſern oder außer⸗ 
halb der zum allgemeinen Gebrauch beſtimmten Wege an fremden Fiſchgewäſſern aufhält; 
. Im $ 368 des Strafgeſetzbuchs wird die Nr. 11, im § 370 des Strafgeſetzbuchs die Nr. 4 
geſtrichen. 
Artikel IX 
Unbefugtes Uniformtragen. Falſche Namensangabe 


. Hinter $ 132 des Strafgeſetzbuchs wird als $ 132 à folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 132 a 

Wer unbefugt inländiſche oder ausländiſche Uniformen, Amtskleidungen oder Amtsabzeichen 
trägt, wird, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften etwas anderes beſtimmen, mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Ebenſo wird beſtraft, wer unbefugt eine Berufstracht oder ein Berufsabzeichen für Be⸗ 
tätigung in der Kranken- oder Wohlfahrtspflege trägt, die im Inland ſtaatlich anerkannt ſind. 

Den in den Abſätzen 1, 2 genannten Uniformen, Kleidungen, Trachten oder Abzeichen ſtehen 
ſolche gleich, die ihnen zum Verwechſeln ähnlich ſind. 

Die Vorſchriften der Abſätze 1 bis 3 gelten auch für Amtskleidungen und Amtsabzeichen der 
Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts ſowie für Berufstrachten und Berufsabzeichen der 
von ihnen anerkannten religiöſen Genoſſenſchaften. 

Im 8 360 Abſ. 1 des Strafgeſetzbuchs erhält die Nr. 8 folgende Faſſung: 

8. wer gegenüber einer zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen Beamten über ſeinen Namen, 
ſeinen Stand, ſeinen Beruf, ſein Gewerbe, ſeinen Wohnort ‚jeine Wohnung oder ſeine Staats⸗ 
angehörigkeit eine unrichtige Angabe macht oder die Angabe verweigert; 

Das Geſetz, betreffend den Schutz von Berufstrachten und Berufsabzeichen für Betätigung in 

der Krankenpflege, vom 7. September 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 561) wird aufgehoben. 


Artikel X 
Nachträgliche Wiederaufhebung der Unterſagung der Berufsausübung 


$ 42 | des Strafgeſetzbuchs erhält folgenden vierten Abſatz: 

Das Gericht kann die Unterſagung der Berufsausübung wieder aufheben, wenn der Zweck 
der Maßregel ihre Fortdauer nicht mehr erforderlich erſcheinen läßt. Die Aufhebung iſt früheſtens 
zuläſſig, nachdem die Maßregel ein Jahr gedauert hat. Sie gilt nur als bedingte Ausſetzung 
der Unterſagung und kann bis zum Ablauf der im Urteil für ihre Dauer feſtgeſetzten Zeit wider⸗ 
rufen werden; die Dauer der Unterſagung darf auch im Falle des Widerrufs insgeſamt die im 
Urteil für ihre Dauer feſtgeſetzte Zeit nicht überſchreiten. 
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Artitel XI 
Einſchränkung der kurzen Verjährung bei Preſſedelikten 


§ 22 des Geſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874 (Reichsgeſetzbl. S. 75) erhält folgende Faſſung: 


Die Strafverfolgung von Vergehen, welche durch die Verbreitung von Druckſchriften ſtrafbaren 
Inhalts begangen werden, ſowie der nach SS 18 und 21 dieſes Geſetzes ſtrafbaren Vergehen ver⸗ 
jährt in einem Jahr. 

Artikel XII 


Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1935 in Kraft. 
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und 


a) 


b 
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Danzig, den 29. Auguſt 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Verordnung 
zur Anderung von Vorſchriften des Strafverfahrens und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
Vom 29. Auguſt 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 22, 25 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Freiere Stellung des Richters 
1. Rechtsſchöpfung durch entſprechende Anwendung der Strafgeſetze 


In die Strafprozeßordnung werden als $ 170 a und als $ 267 a folgende Vorſchriften ein⸗ 
gefügt: 
8 170 a 
Iſt eine Tat, die nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient, im Geſetz nicht für 
ſtrafbar erklärt, ſo hat die Staatsanwaltſchaft zu prüfen, ob auf die Tat der Grundgedanke 
eines Strafgeſetzes zutrifft und ob durch entſprechende Anwendung dieſes Strafgeſetzes der Ge— 
rechtigkeit zum Siege verholfen werden kann ($ 2 des Strafgeſetzbuchs). 


§ 267 a 

Ergibt die Hauptverhandlung, daß der Angeklagte eine Tat begangen hat, die nach geſundem 
Volksempfinden Beſtrafung verdient, die aber im Geſetz nicht für ſtrafbar erklärt iſt, ſo hat 
das Gericht zu prüfen, ob auf die Tat der Grundgedanke eines Strafgeſetzes zutrifft und ob 
durch entſprechende Anwendung dieſes Strafgeſetzes der Gerechtigkeit zum Siege verholfen werden 
kann ($ 2 des Strafgeſetzbuchs). 

§ 265 Abſ. 1 gilt entſprechend. 
Im Artikel II S 1 der Zweiten Verordnung betr. Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechts⸗ 
pflege vom 16. September 1932 (G. Bl. S. 697) wird hinter Nr. 1 folgende Nr. 1 a eingefügt: 

1a) Die Staatsanwaltſchaft kann, ohne an die Schranken der Nr. 1 gebunden zu ſein, Re⸗ 
viſion einlegen, wenn ſie geltend macht, daß in dem angefochtenen Urteil die entſprechende An⸗ 
wendung eines Strafgeſetzes ($ 2 des Strafgeſetzbuchs) zu Unrecht erfolgt oder nicht erfolgt ſei. 


2. Verhütung ungerechter Freiſprechungen durch Zulaſſung 
der Wahlfeſtſtellung 
In die Strafprozeßordnung wird als § 267 b folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 267 b 

Trifft das Gericht eine Wahlfeſtſtellung ($ 2 b des Strafgeſetzbuchs), jo iſt der Angeklagte 
in der Formel nur der Verletzung des anzuwendenden Strafgeſetzes ſchuldig zu ſprechen. 

Die Urteilsgründe müſſen angeben, welche Geſetze als verletzt in Betracht kommen. Die Tat- 
ſachen, die den Verſtoß ergeben, ſind feſtzuſtellen; es iſt darzutun, weshalb eine eindeutige Feſt⸗ 
ſtellung nicht möglich iſt. 

Sieht das Gericht entgegen einem in der Hauptverhandlung geſtellten Antrage von einer 
Wahlfeſtſtellung ab, ſo müſſen die Gründe dafür dargelegt werden. 
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3. Freieres Ermeſſen des Gerichts bei Beweiserhebungen 
Die §8 244, 245 der Strafprozeßordnung erhalten folgende Faſſung: 


8 244 

Nach der Vernehmung des Angeklagten folgt die Beweisaufnahme. 

Das Gericht hat von Amts wegen alles zu tun, was zur Erforſchung der Wahrheit not⸗ 
wendig iſt. 

$ 245 

In Verhandlungen vor dem Amtsrichter, dem Schöffengericht und dem Landgericht in der 
Berufungsinſtanz darf das Gericht einen Beweisantrag ablehnen, wenn es nach ſeinem freien 
Ermeſſen die Erhebung des Beweiſes zur Erforſchung der Wahrheit nicht für erforderlich hält. 
Dies gilt auch in anderen Verhandlungen für den Beweis durch Augenſchein oder durch Sach— 
verſtändige. 

Im übrigen kann in der Verhandlung vor den Gerichten, bei denen nach dem Geſetz allgemein 
die Berufung ausgeſchloſſen iſt, die Erhebung eines Beweiſes nur abgelehnt werden, wenn die 
Erhebung des Beweiſes unzuläſſig iſt, wenn wegen Offenkundigkeit eine Beweiserhebung über⸗ 
flüſſig iſt, wenn die Tatſache, die bewieſen werden ſoll, für die Entſcheidung ohne Bedeutung oder 
ſchon erwieſen iſt, wenn das Beweismittel völlig ungeeignet oder wenn es unerreichbar iſt, wenn 
der Antrag zum Zwecke der Prozeßverſchleppung geſtellt iſt oder wenn eine erhebliche Behaup⸗ 
tung, die zur Entlaſtung des Angeklagten bewieſen werden ſoll, ſo behandelt werden kann, als 
wäre die behauptete Tatſache wahr. 

Die Ablehnung eines Beweisantrages bedarf eines Gerichtsbeſchluſſes. 


4. Beſeitigung von einſeitigen Bindungen des Rechtsmittelgerichts 
Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
a) $ 331 erhält folgende Faſſung: 
8 331 

Auch wenn das Urteil nur von dem Angeklagten oder ſeinem geſetzlichen Vertreter oder zu 
ſeinen Gunſten von der Staatsanwaltſchaft angefochten worden iſt, kann es zum Nachteil des 
Angeklagten geändert werden. 

b) $ 358 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Auch wenn das Urteil nur von dem Angeklagten oder ſeinem geſetzlichen Vertreter oder zu 
ſeinen Gunſten von der Staatsanwaltſchaft angefochten war, kann es zum Nachteil des Ange— 
klagten geändert werden. 

c) $ 373 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Auch wenn die Wiederaufnahme des Verfahrens nur von dem Verurteilten oder ſeinem 
geſetzlichen Vertreter oder zu ſeinen Gunſten von der Staatsanwaltſchaft beantragt worden war, 
kann das Urteil zum Nachteil des Angeklagten geändert werden. 

d) Im 8 298 Abſ. 1 werden die Worte „desgleichen der Ehemann einer beſchuldigten Frau können“ 
durch das Wort „kann“ erſetzt. 


Artikel II 
Freiere Stellung der Staatsanwaltſchaft 


1. Beſeitigung der notwendigen Vorunterſuchung; Einführung von Hilfs— 
unterſuchungsrichtern 
Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
a) $ 178 erhält folgende Faſſung: 
8 178 

In den zur Zuſtändigkeit des Obergerichts oder des Schwurgerichts gehörenden Strafſachen 
findet auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Vorunterſuchung ſtatt, wenn die Staatsanwalt- 
ſchaft ſie nach pflichtgemäßem Ermeſſen für erforderlich hält. 

Auch in anderen Strafſachen findet die Vorunterſuchung ſtatt, wenn die Staatsanwaltſchaft 
es beantragt. Die Staatsanwaltſchaft ſoll den Antrag nur ſtellen, wenn außergewöhnliche Um— 
ſtände die Führung der Vorunterſuchung darch einen Richter gebieten. 

b) $ 179 erhält folgenden zweiten Satz: 

Dem Antrag iſt zu entſprechen. 

c) Die §S 180 bis 183 werden geſtrichen. 


d) 


e) 


f 


— 


9 
h) 
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Dem $ 184 werden folgende Abſätze angefügt: 

Der Gerichtspräſident kann zur Unterſtützung des Unterſuchungsrichters Hilfsunterſuchungs⸗ 
richter beſtellen, wenn dies zur Beſchleunigung des Verfahrens mit Rückſicht auf den Umfang der 
Sache oder die Schwierigkeit der Ermittlungen zweckmäßig iſt. Die Beſtellung kann widerrufen 
werden. 

Der Unterſuchungsrichter hat die Unterſuchungshandlungen, die er nicht ſelbſt vornimmt, zu 
leiten. Die Hilfsunterſuchungsrichter unterſtehen bei der Führung der Geſchäfte ſeinen Weiſungen. 
Im übrigen haben ſie die Befugniſſe des Unterſuchungsrichters. Werden ihre Maßnahmen bean⸗ 
ſtandet, jo entſcheidet zunächſt der Unterſuchungsrichter; erſt gegen ſeine Entſcheidung iſt die Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig. 

Im $ 186 Abſ. 2 werden die Worte „oder für einen Teil der Geſchäfte des Unterſuchungs⸗ 
richters zu ſeinem Vertreter“ geſtrichen, im Abſatz 3 die Worte „und deſſen Vertreter können“ 
durch das Wort „kann“ erſetzt. 

Im $ 201 Abſ. 1 wird Satz 2 Halbſatz 2 geſtrichen. S 201 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Über die Anträge und Einwendungen beſchließt das Gericht. Eine Anfechtung ſeiner Be⸗ 
ſchlüſſe findet nicht ſtatt. 
§ 202 wird geſtrichen. 

Im 8 16 werden die Worte: „bis zum Schluſſe der Vorunterſuchung, falls aber eine ſolche nicht 
ſtattgefunden hat,“ geſtrichen. 


i) $ 17 wird geſtrichen. 


die 


2. Ermeſſensfreiheit gegenüber den Opfern einer Erpreſſung 


Als § 154 b wird folgende Vorſchrift eingeſetzt: 
8 154 b 

Iſt eine Nötigung oder Erpreſſung durch die Drohung begangen worden, eine Straftat zu 
offenbaren, ſo kann die Staatsanwaltſchaft von der Verfolgung der Tat, deren Offenbarung an⸗ 
gedroht worden iſt, abſehen, wenn fie nicht zur Sühne und zum Schutze der Volksgemeinſchaft un— 
erläßlich iſt. 

Artikel III 
Unterſuchungshaft zur Sicherung vor Verbrechen 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

Im $ 112 Abſ. 1 wird hinter dem Wort „entziehen“ eingefügt: 
„oder daß er die Freiheit zu neuen ſtrafbaren Handlungen mißbrauchen werde oder wenn es mit 
Rückſicht auf die Schwere der Tat und die durch ſie hervorgerufene Erregung der Offentlichkeit 
nicht erträglich wäre, den Angeſchuldigten in Freiheit zu laſſen.“ 


Artikel IV 
Verfahren gegen Flüchtige 


1. Die überſchrift des Siebenten Abſchnittes des Zweiten Buches der Strafprozeßordnung und 
SS 276 bis 282 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


Siebenter Abſchnitt 
Hauptverhandlung gegen Flüchtige 
Ss 276 

Gegen einen flüchtigen Beſchuldigten kann die Hauptverhandlung durchgeführt werden, wenn 
das Rechtsempfinden des Volkes die alsbaldige Aburteilung der Tat verlangt. 

Flüchtig im Sinne der Vorſchriften dieſes Abſchnittes iſt ein Beſchuldigter, der ſich der 
Danziger Gerichtsbarkeit dadurch entzieht, daß er ſich im Auslande aufhält oder im Inlande ver⸗ 
birgt. 

Für das Verfahren gelten die allgemeinen Vorſchriften, ſoweit ihnen nicht die Abweſenheit 
des Beſchuldigten entgegenſteht oder in den folgenden Vorſchriften etwas anderes beſtimmt iſt. 


8 277 
In Abweſenheit des Flüchtigen findet die Hauptverhandlung nur auf Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſtatt. Der Antrag kann auch nach Erhebung der Anklage geſtellt werden. 


NN ? 
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Iſt den Umſtänden nach anzunehmen, daß ſich der Beſchuldigte im Auslande aufhält, jo ſoll 
die Staatsanwaltſchaft den Antrag nur ſtellen, wenn mit einer alsbaldigen Geſtellung des 
Flüchtigen nicht gerechnet werden kann oder ſeine Auslieferung nicht möglich iſt oder auf Schwie⸗ 
rigkeiten ſtößt. Iſt anzunehmen, daß er ſich im Inlande verborgen hält, ſo ſoll ſie den Antrag 
nur ſtellen, wenn die Ermittlungen nach dem Aufenthalt des Flüchtigen ergebnislos geblieben 
ſind. 

Gegen einen Ausländer ſoll der Antrag nur geſtellt werden, wenn das Urteil auch im In⸗ 
lande in ſeiner Abweſenheit wenigſtens teilweiſe vollſtreckt werden könnte. 


§ 278 
Ob die in den §s 276 und 277 angegebenen Vorausſetzungen vorliegen, prüft die Staats⸗ 
anwaltſchaft nach pflichtgemäßem Ermeſſen. Eine Nachprüfung durch das Gericht findet nicht ſtatt. 


Ss 279 
Der Flüchtige wird zur Hauptverhandlung öffentlich geladen. Einer Zuſtellung der Anklage⸗ 
ſchrift und des Eröffnungsbeſchluſſes bedarf es nicht. 
In der Ladung ſollen angegeben werden: 
1. der Name und, ſoweit bekannt, der Rufname, der Beruf, der frühere Wohn- oder Aufent⸗ 
haltsort und der Geburtsort des Flüchtigen, 
2. die Straftat, die ihm zur Laſt gelegt wird, mit ihren geſetzlichen Merkmalen und der Ort 
und die Zeit der Begehung, 
3. die anwendbaren Strafvorſchriften, 
4. der Ort und die Zeit der Hauptverhandlung. 
In der Ladung iſt der Flüchtige darauf hinzuweiſen, daß die Hauptverhandlung auch bei 
ſeinem Ausbleiben ſtattfinden werde und das Urteil vollſtreckbar ſei. 


§ 280 

Die Ladung iſt in mindeſtens zwei öffentlichen Blättern, deren Auswahl die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft trifft, bekanntzumachen. Sie gilt als erfolgt, wenn ſeit dem Erſcheinen des Blattes, in dem 
die erſte Bekanntmachung erfolgt iſt, zwei Wochen verfloſſen ſind. 

Eine beglaubigte Abſchrift der Ladung ſoll zwei Wochen an die Gerichtstafel des Gerichtes 
erſter Inſtanz angeheftet werden. 

Iſt der Aufenthalt des Flüchtigen, ſeiner Angehörigen oder anderer ihm naheſtehenden Per⸗ 
ſonen bekannt, ſo ſoll ihnen die Ladung unter Beifügung der Anklageſchrift mitgeteilt werden. 

Die Staatsanwaltſchaft kann auch weitere Maßnahmen treffen, um die Ladung zur Kenntnis 
des Flüchtigen zu bringen. Sie kann insbeſondere ihre Verbreitung durch Rundfunk veranlaſſen. 


Ss 281 
Dem Flüchtigen iſt ein Verteidiger von Amts wegen zu beitellen. 


8 282 
Ergibt die Hauptverhandlung, daß ſich in Abweſenheit des Angeklagten weder ſeine Schuld 
noch ſeine Nichtſchuld feſtſtellen läßt, ſo ſtellt das Gericht das Verfahren vorläufig ein. Der 
Beſchluß iſt nicht anfechtbar. 
8 282 a 
Das Urteil iſt als Abweſenheitsurteil zu kennzeichnen und nach 8 40 Abſ. 2 zuzuſtellen. 
Die in den SS 316 Abſ. 2 und 343 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Zuſtellungen erfolgen an den Ver⸗ 
teidiger. 
Das Urteil iſt zu vollſtrecken, ſoweit es möglich iſt. Die Staatsanwaltſchaft kann das Ur⸗ 
teil öffentlich bekanntmachen. 
§ 282 b 
Wird der Verurteilte ergriffen oder ſtellt er ſich freiwillig, ſo iſt ihm das Abweſenheitsurteil 
erneut zuzuſtellen. Bei der Zuſtellung iſt er über die Form und die Friſt für die Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens (Abſ. 2) zu belehren. = 
Binnen einer Woche ſeit der Zuſtellung kann der Verurteilte, auch wenn die im $ 359 vor⸗ 
gefehenen Gründe für die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht vorliegen, die Wiederaufnahme 
des Verfahrens beantragen. Sie findet ſtatt, wenn der Flüchtige ſein Ausbleiben durch triftige 


Gründe rechtfertigt, 5 — wenn m fonftige Umftände vorliegen, die eine Emeuerung der Hauptver 
handlung als notwendig erſcheinen laſſen. a = 
Im übrigen gelten für das Verfahren die allgemeinen Vorſchriften. 
2. Die Ss 283 bis 295 werden zu einem achten Abſchnitt mit der Überſchrift 
„Weitere Maßnahmen gegen Flüchtige“ 


5 zuſammengefaßt. 
2 3. § 285 erhält folgende Faſſung: 

8 285 
Findet eine Hauptverhandlung gegen einen Flüchtigen nicht ſtatt, ſo iſt für die Sicherung 


2 der Beweiſe zu ſorgen. 
2 Für dieſes Verfahren gelten die Beſtimmungen der §s 286 bis 294. = 
* 4. In den Ss 286 und 289 werden die Worte „Abweſenheit“ durch „Flucht“, im § 287 Abſ. 12 Be; 
und $ 295 Abſ. 1 die Worte „abweſenden Beſchuldigten“ durch „flüchtigen Beſchuldigten“, im $ 287 
Ab. 2 und $ 290 die Worte „Abweſenden“ durch „Flüchtigen“ und im $ 288 das Wort e 
durch „Flüchtige“ erſetzt. 5 
5. $ 232 erhält folgenden dritten Abſatz: = 
Die Hauptverhandlung kann auf Grund einer öffentlichen Ladung ſtattfinden (§ 40). Die Vor⸗ 3 5 
ſchrift des $ 279 findet entſprechende Anwendung. 5 
6. Hinter § 474 wird folgender § 474a eingefügt: 
N 474 a 5 
Wird nach einem Urteil gegen einen Flüchtigen die Hauptverhandlung erneuert (8 282 b), 3 2 
ſo können ihm die Koſten der früheren Hauptverhandlung in dem neuen Urteil auch dann auf- 
erlegt werden, wenn er freigeſprochen wird. 
Artikel V 
| Einzelbeſtimmungen 
1 Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
ei a) Als $ 354a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
$ 354 a 


Das Reviſionsgericht hat auch dann nach § 354 zu verfahren, wenn es das Urteil aufhebt, 
weil zur Zeit der Entſcheidung des Reviſionsgerichts ein anderes Geſetz gilt als zur Zeit des Er- 
laſſes der angefochtenen Entſcheidung. £ 34 

b) $ 463a Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: j 

§ 462 findet auch auf die nach den SS 42 f bis 42 h, $ 421 Abſ. 4 zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidungen Anwendung. 

c) $ 454 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: : 

Bei der Vollſtreckung müſſen ein Beamter der Staatsanwaltſchaft, ein Beamter der Geſcafts⸗ E 
ſtelle der Staatsanwaltſchaft und ein Gefängnisbeamter zugegen ſein. g 

§ 454 Abſ. 2 Satz 2 wird geſtrichen; im Abſ. 4 wird das Wort „Urkundsbeamten“ ur 
das Wort „Beamten“ erſetzt. 2 

d) Im 8 265 Abſ. 5 werden die Worte „Abſ. 2“ durch „Abſ. 1“ erſetzt. 


Artikel VI 
Übergangs: und Schlußvorſchriften 


1. Die Reviſion gegen ein vor Inkrafttreten dieſer Verordnung erlaſſenes Urteil kann nicht auf 
einen Verſtoß gegen die SS 244, 245 der Strafprozeßordnung alter Faſſung geſtützt werden, wenn die 
Maßnahme des Gerichts auf Grund der neuen Faſſung der beiden Vorſchriften gerechtfertigt gewe 
wäre. 

2. Die Vorſchriften dieſer Verordnung über die Beſeitigung des Verbots der Schlechterſtellung 
des Verurteilten gelten nicht, wenn das angefochtene Urteil vor dem Inkrafttreten dieſer eee 
ergangen iſt. 

3. Artikel III $ 1 der Zweiten Verordnung betr. Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechts⸗ 
pflege vom 16. September 1932 (G. Bl. S. 697) tritt außer Kraft. 


. grundgeſetz wird wi geändert. a 2 
) Im $ 412 Abſ. 4 werden die Worte „abweſenden Beſchuldigten (8 276 der Strafprozeßordnung) “ 
8 erſetzt durch die Worte „flüchtigen Beſchuldigten ($ 276 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung! “. 
b) 8 443 erhält folgende Faſſung: 


8 443 

(1) Iſt der Angeklagte in den Fällen des 8 442 flüchtig (S 276 Abſ. 2 der Strafprozeß⸗ 
ordnung), ſo können gegen ihn die Hauptverhandlung durchgeführt, das Urteil vollſtreckt und 
Beſchlagnahmen (SS 283 und 284 der Strafprozeßordnung) angeordnet und vollzogen werden, 
auch wenn die Vorausſetzungen des § 276 Abſ. 1 und des § 277 Abſ. 2 und 3 der Straf⸗ 
prozeßordnung nicht gegeben ſind. 

(2) Von der Anwendung der Vorſchriften des 8 280 Abi. 1, 3 und 4, des $ 281 und des 
§ 282 a Abſ. 1 Satz 2 der Strafprozeßordnung kann abgeſehen werden. 

(3) Die Hauptverhandlung gegen einen Flüchtigen findet nicht nur auf Antrag der Staats- 
b ($ 277 Abſ. 1 der Strafprozeß ordnung), ſondern auch auf Antrag des Steuer⸗ 
amts ſtatt. 

(4) Zur öffentlichen Bekanntmachung des Urteils (§ 282 a Abſ. 2 Satz 2 der Strafprozeß⸗ 
ordnung) iſt nicht nur die Staatsanwaltſchaft, ſondern auch das Steueramt berechtigt. 

5. Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1935 in Kraft. 


Danzig, den 29. Auguſt 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Be Allgemeine Verfügung 
er: betreffend Mitteilungen in Strafſachen. 
Vom 29. Auguſt 1935. 

(A. V. vom 11. 10. 1929 — St. A. I S. 383; vom 8. 7. und 8. 12. 1930 — St. A. I S. 292, 540; 

f vom 17. 8. 1931 — St. A. I S. 315.) 
In die Allgemeine Verfügung vom 11. Ottober 1929 betreffend Mitteilungen in Strafſachen 
hen wird hinter $ 9 folgende Beſtimmung als 8 9a eingeſtellt: 
§ 9a 


Urteile, in denen Beſtrafung erfolgt iſt, weil die Tat nach dem Grundgedanken eines Straf⸗ 
geſetzes und nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient ($ 2 St. G. B. n. F.) oder in 
denen eine ſolche Beſtrafung entgegen dem Antrage der Staatsanwaltſchaft abgelehnt iſt, ſowie 
Urteile, in denen eine Wahlfeſtſtellung getroffen iſt ($ 2b St. G. B.), ſind der Juſtizabteilung 
des Senats in 2 Stücken einzureichen (mit Gründen). 


Danzig, den 29. Auguſt 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


———— —-— ———— UD —-—¼. . ——ꝛ— —— 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G. 
r b) den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2.25 G, c) für den Staatsanzeiger für 
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